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Hauptversammlung der CompuGroup Medical SE am 13. Mai 2020 

Durchführung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptversammlung 

Aufgrund der fortschreitenden Ausbreitung des Coronavirus (SARS-CoV-2) haben Vorstand und Auf-
sichtsrat der CompuGroup Medical SE beschlossen, die diesjährige Hauptversammlung als virtuelle 
Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten abzuhalten. Die 
Gesellschaft nimmt insoweit die entsprechenden Regelungen des Gesetzes über Maßnahmen im Ge-
sellschafts-, Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 
Auswirkungen der COVID-19-Pandemie („COVID-19-Gesetz“) in Anspruch, namentlich § 1 Abs. 2 
Satz 1, Abs. 8 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes. 

Es erfolgt eine Bild- und Tonübertragung der gesamten Hauptversammlung über die Internetseite der 
Gesellschaft (www.cgm.com/hv) über das dort erreichbare, passwortgeschützte CGM-Investor-Portal. 
Aktionäre oder deren Bevollmächtigte können an der Hauptversammlung nur im Wege elektronischer 
Zuschaltung über das CGM-Investor-Portal teilnehmen und ihr Stimmrecht nur mittels elektronischer 
Briefwahl über das CGM-Investor-Portal oder über Vollmachtserteilung – einschließlich der Voll-
machtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter – ausüben. 

Aktionäre oder Aktionärsvertreter haben die Möglichkeit, im Wege elektronischer Kommunikation Fra-
gen zu stellen. Die Einzelheiten hierzu werden nachstehend im Zusammenhang mit den Angaben zu 
den Rechten der Aktionäre erläutert. 

Aktionäre oder Aktionärsvertreter, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, haben die Möglichkeit, auf 
elektronischem Wege Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu Protokoll des 
Notars zu erklären. Ein persönliches Erscheinen in der Hauptversammlung ist für die Erklärung des 
Widerspruchs nicht erforderlich. 

Die zugrundeliegenden Regelungen des COVID-19-Gesetzes lauten wie folgt: 

§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften 
(SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug) 

[…] 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern 

1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl 
oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation ein-
geräumt wird, 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung 
von § 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erschei-
nens in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Be-
schluss der Hauptversammlung eingeräumt wird. […] 
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(6) 1Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustimmung des 
Aufsichtsrats. […] 

(8) […] 2Für eine Europäische Gesellschaft nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates 
vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (ABl. L 294 vom 
10.11.2001, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABl. L 158 vom 
10.6.2013, S. 1) geändert worden ist, gelten die Absätze 1 bis 7 […] entsprechend. […] 

Weitere Angaben und Informationen zur Abhaltung der Hauptversammlung als virtuelle Hauptver-
sammlung sowie unter anderem zur Teilnahme von Aktionären oder Aktionärsvertretern an der Haupt-
versammlung im Wege elektronischer Zuschaltung, zum Verfahren für die Stimmabgabe im Wege 
elektronischer Briefwahl und zur Vertretung in der Hauptversammlung enthält die Einberufung der 
Hauptversammlung. 

 

Erläuterung zu Tagesordnungspunkt 1 gemäß § 124a Satz 1 Nr. 2 AktG 

Zu Tagesordnungspunkt 1 (Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der CompuGroup Medical SE 
zum 31. Dezember 2019 und des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2019, des Lagebe-
richts für die CompuGroup Medical SE, des Konzernlageberichts, des in den Lageberichten enthaltenen 
erläuternden Berichts des Vorstands zu den Angaben nach § 289a Abs. 1 und § 315a Abs. 1 des Han-
delsgesetzbuchs (HGB), des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns sowie 
des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2019) erfolgt keine Beschlussfassung, da der Auf-
sichtsrat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss und Konzernabschluss gebilligt hat. Der Jah-
resabschluss ist damit gemäß § 172 Satz 1 AktG festgestellt. 

Ein Beschluss des Vorstands und des Aufsichtsrats gemäß § 172 Satz 1 AktG, 2. Halbsatz, § 173 Abs. 1 
Satz 1 AktG, 1. Alt., die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu überlassen, 
wurde nicht gefasst. Da der Aufsichtsrat den Jahresabschluss und den Konzernabschluss gebilligt hat, 
liegt auch kein Fall des § 173 Abs. 1 Satz 1 AktG, 2. Alt., § 173 Abs. 1 Satz 2 AktG vor, in welchem die 
Hauptversammlung den Jahresabschluss feststellen und über die Billigung des Konzernabschlusses 
entscheiden würde. Gemäß § 175 Abs. 1 Satz 1 AktG nimmt die Hauptversammlung deshalb den fest-
gestellten Jahresabschluss und den vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschluss nebst Lagebericht 
und Konzernlagebericht für das Geschäftsjahr 2019 entgegen. 

 

Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach Art. 56 Satz 2, 3 SE-VO, § 50 
Abs. 2 SEAG, § 122 Abs. 2 AktG, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. 
§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes 

Die Einberufung der Hauptversammlung enthält bereits Angaben zu den Rechten der Aktionäre nach 
Art. 56 Satz 2, 3 der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut 
der Europäischen Gesellschaft (SE) („SE-VO“), § 50 Abs. 2 SE-Ausführungsgesetz („SEAG“), § 122 
Abs. 2 AktG, §§ 126 Abs. 1, 127 AktG und § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 des COVID-
19-Gesetzes; die nachfolgenden Angaben dienen einer zusätzlichen Erläuterung dieser Regelungen. 
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1. Tagesordnungsergänzungsverlangen gemäß Art. 56 Satz 2, 3 SE-VO, § 50 Abs. 2 SEAG, 
§ 122 Abs. 2 AktG 

Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag 
von EUR 500.000,00 erreichen (dies entspricht 500.000 Aktien), können verlangen, dass Gegenstände 
auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. 

Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen 
ist schriftlich an den Vorstand der CompuGroup Medical SE zu richten und muss der Gesellschaft min-
destens 30 Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum Sonntag, 12. April 2020 
(24:00 Uhr), unter der in der Einberufung angegebenen Adresse (CompuGroup Medical SE, Vorstand, 
Maria Trost 21, 56070 Koblenz) zugegangen sein. 

Soweit ein Ergänzungsverlangen alle gesetzlichen Voraussetzungen erfüllt, wird die Gesellschaft es un-
verzüglich nach seinem Eingang bei der Gesellschaft im Bundesanzeiger bekanntmachen und solchen 
Medien zur Veröffentlichung zuleiten, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Infor-
mation in der gesamten Europäischen Union verbreiten. Die Gesellschaft wird das Verlangen auch über 
die Internetseite der Gesellschaft zugänglich machen und die geänderte Tagesordnung nach 
§ 125 Abs. 1 Satz 3 AktG mitteilen. 

Die zugrundeliegenden Regelungen der SE-VO, des SEAG und des Aktiengesetzes (AktG) lauten wie 
folgt: 

Art. 56 SE-VO [Ergänzung der Tagesordnung] 

1Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder mehrere Punkte 
kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein/ihr Anteil am gezeich-
neten Kapital mindestens 10 % beträgt. 2Die Verfahren und Fristen für diesen Antrag werden 
nach dem einzelstaatlichen Recht des Sitzstaats der SE oder, sofern solche Vorschriften nicht vor-
handen sind, nach der Satzung der SE festgelegt. 3Die Satzung oder das Recht des Sitzstaats kön-
nen unter denselben Voraussetzungen, wie sie für Aktiengesellschaften gelten, einen niedrigeren 
Prozentsatz vorsehen. 

§ 50 SEAG Einberufung und Ergänzung der Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit 
(Auszug) 

[…] 

(2) Die Ergänzung der Tagesordnung für eine Hauptversammlung durch einen oder mehrere 
Punkte kann von einem oder mehreren Aktionären beantragt werden, sofern sein oder ihr 
Anteil 5 Prozent des Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500.000 Euro erreicht. 
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§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfassung 
(Auszug) 

(1) 1Hat die Minderheit nach § 122 Abs. 2 verlangt, dass Gegenstände auf die Tagesordnung 
gesetzt werden, so sind diese entweder bereits mit der Einberufung oder andernfalls unver-
züglich nach Zugang des Verlangens bekannt zu machen. 2§ 121 Abs. 4 gilt sinngemäß; zu-
dem gilt bei börsennotierten Gesellschaften § 121 Abs. 4a entsprechend. 3Bekanntmachung 
und Zuleitung haben dabei in gleicher Weise wie bei der Einberufung zu erfolgen. 

[…] 

 

2. Gegenanträge und Wahlvorschläge gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

Die Aktionäre können Gegenanträge zu Vorschlägen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimm-
ten Punkten der Tagesordnung stellen sowie Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 
oder von Abschlussprüfern machen. 

Die Gesellschaft kann unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen von der Veröffent-
lichung eines Gegenantrags und einer etwaigen Begründung absehen. Die Ausschlusstatbestände ge-
mäß § 126 Abs. 2 AktG gelten sinngemäß für Wahlvorschläge (§ 127 Satz 1 AktG). Der Vorstand 
braucht Wahlvorschläge von Aktionären außerdem auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn diese 
nicht den Namen, den ausgeübten Beruf und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und bei Vor-
schlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern die zusätzlichen Angaben zu deren Mitgliedschaft in 
anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichtsräten enthalten (§ 127 Satz 3 AktG). 

Eine Begründung von Gegenanträgen und Wahlvorschlägen braucht nicht zugänglich gemacht zu wer-
den, wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt. Stellen mehrere Aktionäre Gegenanträge zu 
demselben Gegenstand der Beschlussfassung oder machen sie gleiche Wahlvorschläge, so kann der 
Vorstand die Gegenanträge und Wahlvorschläge sowie ihre etwaigen Begründungen zusammenfassen. 

Die zugrunde liegenden Regelungen des Aktiengesetzes (AktG) lauten wie folgt: 

§ 126 AktG Anträge von Aktionären 

(1) 1Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und ei-
ner etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Be-
rechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 
Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 
Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. 2Der Tag 
des Zugangs ist nicht mitzurechnen. 3Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugäng-
lichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. 4§ 125 Abs. 3 gilt entspre-
chend. 

(2) 1Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
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2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der Haupt-
versammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 
Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 
einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 
letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 
nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als 
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilneh-
men und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

2Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr 
als 5.000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, 
so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

§ 127 AktG Wahlvorschläge von Aktionären 

1Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschluss-
prüfern gilt § 126 sinngemäß. 2Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. 3Der Vor-
stand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag 
nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. 4Der Vorstand hat 
den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesell-
schaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mit-
bestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 
besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

§ 124 AktG Bekanntmachung von Ergänzungsverlangen; Vorschläge zur Beschlussfassung 
(Auszug) 

[…] 

(3) […] 4Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 
ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben. […] 
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§ 125 AktG Mitteilungen für die Aktionäre und an Aufsichtsratsmitglieder (Auszug) 

(1) […] 5Bei börsennotierten Gesellschaften sind einem Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten beizufügen; Angaben zu ihrer Mitgliedschaft in vergleichbaren in- und ausländischen 
Kontrollgremien von Wirtschaftsunternehmen sollen beigefügt werden. […] 

Es wird auf Folgendes hingewiesen: 

Angesichts der rein virtuellen Durchführung der Hauptversammlung und der insoweit vorgesehenen 
Ausübung des Stimmrechts mittels elektronischer Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung besteht 
kein Antragsrecht von Aktionären oder Aktionärsvertretern in der Hauptversammlung. Aktionäre oder 
Aktionärsvertreter können daher während der Hauptversammlung keine Gegenanträge zu Vorschlä-
gen von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu bestimmten Punkten der Tagesordnung stellen und keine 
Wahlvorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern unterbreiten. Ge-
genanträge und Wahlvorschläge werden im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung jedoch als ge-
stellt berücksichtigt, wenn der antragstellende oder der den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär 
oder Aktionärsvertreter ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet ist und wenn der Gegen-
antrag oder Wahlvorschlag bis spätestens Montag, 11. Mai 2020 (24:00 Uhr), unter der in der Einbe-
rufung der Hauptversammlung hierfür genannten Adresse der Gesellschaft eingegangen ist. Anderwei-
tig adressierte Gegenanträge und Wahlvorschläge, oder nach dem genannten Termin eingehende Ge-
genanträge und Wahlvorschläge werden nicht berücksichtigt. 

 

3. Auskunftsrecht; Fragemöglichkeit im Wege elektronischer Kommunikation 

Das Auskunftsrecht der Aktionäre (§ 131 Abs. 1 AktG) ist im Falle einer virtuellen Hauptversammlung 
nach § 1 Abs. 2 des COVID-19-Gesetzes erheblich eingeschränkt. Die Aktionäre oder Aktionärsvertreter 
haben lediglich die Möglichkeit, Fragen im Wege elektronischer Kommunikation zu stellen (§ 1 Abs. 2 
Satz 1 Nr. 3 des COVID-19-Gesetzes). Der Vorstand kann zudem mit Zustimmung des Aufsichtsrats fest-
legen, dass Fragen spätestens am zweiten Tag vor der Hauptversammlung einzureichen sind. 

Vorstand und Aufsichtsrat haben beschlossen, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Hauptver-
sammlung, also bis spätestens Montag, 11. Mai 2020 (24:00 Uhr), im Wege elektronischer Kommuni-
kation bei der Gesellschaft einzureichen sind (§ 1 Abs. 2 Satz 2, 2. Halbsatz, Abs. 8 Satz 2 des COVID-
19-Gesetzes). Über die Beantwortung von Fragen entscheidet der Vorstand – abweichend von 
§ 131 AktG – nach pflichtgemäßem, freien Ermessen (§ 1 Abs. 2 Satz 2, 1. Halbsatz, Abs. 8 Satz 2 des 
COVID-19-Gesetzes). Ausweislich der Gesetzesbegründung zu § 1 Abs. 2 Satz 2 des COVID-19-Gesetzes 
hat die Verwaltung keinesfalls alle Fragen zu beantworten, sie kann Fragen zusammenfassen und im 
Interesse der anderen Aktionäre sinnvolle Fragen auswählen. Sie kann dabei Aktionärsvereinigungen 
und Institutionelle Investoren mit bedeutenden Stimmanteilen bevorzugen. 

Fragen sind ausschließlich in deutscher Sprache einzureichen. Es haben nur solche Aktionäre oder Ak-
tionärsvertreter die Möglichkeit, Fragen zu stellen, die sich rechtzeitig und ordnungsgemäß bei der 
Gesellschaft für die Hauptversammlung angemeldet haben. 
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Die zugrundeliegenden Regelungen des COVID-19-Gesetzes lauten wie folgt: 

§ 1 Aktiengesellschaften; Kommanditgesellschaften auf Aktien; Europäische Gesellschaften 
(SE); Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit (Auszug) 

[…] 

(2) 1Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der Aktio-
näre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, sofern 
[…] 

3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation ein-
geräumt wird, […]. 

2Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der Ver-
sammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. […] 

(6) 1Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustimmung des 
Aufsichtsrats. […] 

(8) […] Für eine Europäische Gesellschaft nach der Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates 
vom 8. Oktober 2001 über das Statut der Europäischen Gesellschaft (SE) (ABl. L 294 vom 
10.11.2001, S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) Nr. 517/2013 (ABl. L 158 vom 
10.6.2013, S. 1) geändert worden ist, gelten die Absätze 1 bis 7 […] entsprechend. […] 

Die Beantwortung eingereichter Fragen erfolgt in der Hauptversammlung. Die Beantwortung häufig 
gestellter Fragen (Frequently Asked Questions, FAQ) kann auch bereits vorab auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter www.cgm.com/hv erfolgen. Eine Beantwortung in der Hauptversammlung erfolgt 
dann nicht mehr. 

 

4. Zusätzliche Angaben nach § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Wertpapierhandelsgesetzes 
(WpHG) 

Zum Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung beträgt das Grundkapital der Gesellschaft 
EUR 53.219.350,00 und ist eingeteilt in 53.219.350 Stückaktien. Die Zahl der Aktien, die ein Stimmrecht 
gewähren, beträgt daher zum Zeitpunkt der Einberufung 53.219.350. Zum Zeitpunkt der Einberufung 
der Hauptversammlung hält die Gesellschaft 4.806.709 eigene Aktien, aus denen der Gesellschaft 
keine Rechte zustehen. 

 

* * * * 
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